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Einleitung

„Im Recht der Personengesellschaft [gibt es] eine „Ein-Mann-Gesellschaft“ 
nicht“.
BGHZ 65, 79 (83)

Der Frage, ob diese Aussage in der aktuellen personengesellschaftsrechtli­
chen Wirklichkeit noch in ihrer Absolutheit haltbar ist, soll mittels dieser 
Schrift nachgegangen werden.

Gesellschaften sind aus der modernen Welt nicht mehr wegzudenken. 
Insbesondere im Wirtschaftssektor sind Gesellschaften derart verbreitet, 
dass beinahe jedes größere Unternehmen mit ihnen sowie mit dem zu 
ihrer Handhabung maßgeblichen Recht in Berührung kommt.1 Die Spann­
weite reicht von der schlichten dauerhaften Kollaboration zweier Akteure 
über die Nutzung von Haftungs- oder Steuervorteilen sowie Kapitalbe­
schaffungsmöglichkeiten bis hin zu ausgedehnten Konzernstrukturen mit 
mehreren hundert Gesellschaften innerhalb eines Unternehmens.

Den Hauptanteil bilden hierbei GmbH und AG. Zum 01.01.2025 bestan­
den in Deutschland 1.588.405 GmbH und 12.568 AG.2 Seine Beliebtheit 
erreicht das Kapitalgesellschaftsrecht durch eine ausdifferenzierte, rechtssi­
chere und praxisnahe Ausgestaltung. Diese zeichnet sich am Beispiel der 
GmbH insbesondere durch die Möglichkeit einer Gründung mit nur einem 
Gesellschafter und deren vollständiger Haftungsbegrenzung aus, wodurch 
die rechtliche Isolierung der Gesellschaft von den Gesellschaftern deutlich 
wird.

Währenddessen bestehen 22.351 OHG und 307.417 KG in Deutschland.3 
Anders als Kapitalgesellschaften, sind Personengesellschaften nach deut­
schem Recht abhängig von ihren Gesellschaftern.4 Als Rechtsinstitut sind 

1 Lieder/Hoffmann, in: Bundesweite Rechtstatsachen zum Unternehmens- und Gesell­
schaftsrecht (Stand 1.1.2025) in: GmbH-Rundschau, 2025, 785 ff.

2 Lieder/Hoffmann, in: Bundesweite Rechtstatsachen zum Unternehmens- und Gesell­
schaftsrecht (Stand 1.1.2025) in: GmbH-Rundschau, 2025, 785 ff. (787).

3 Lieder/Hoffmann, in: Bundesweite Rechtstatsachen zum Unternehmens- und Gesell­
schaftsrecht (Stand 1.1.2025) in: GmbH-Rundschau, 2025, 785 ff., (787).

4 Vgl. stellvertretend: Roth, in: Hopt (Hg.), Handelsgesetzbuch, 44. Auflage, 2025, § 705 
BGB Rn. 1 ff.

17



sie zwar rechtsfähig,5 jedoch können sie nicht unabhängig von ihren Ge­
sellschaftern bestehen und sie genießen Haftungsprivilegien nur in einge­
schränkter Form (etwa bei der KG). Hinzutritt, dass Personengesellschaf­
ten gemäß § 712a BGB zwingend erlöschen, wenn weniger als zwei Ge­
sellschafter verbleiben.6 Diese geringere Autarkie der Personengesellschaft 
von ihren Gesellschaften wird zusätzlich durch die grundlegend verschie­
dene steuerliche Behandlung von Personen- und Kapitalgesellschaften un­
terstrichen. Während für Kapitalgesellschaften das Trennungsprinzip (nach 
welchem die Gesellschaft als vollständig eigenes Rechtssubjekt behandelt 
wird)7 gilt, ist im Bereich der Personengesellschaften das Transparenzprin­
zip8 maßgeblich, nach welchem die Besteuerung direkt auf Ebene der indi­
viduellen Gesellschafter als Mitunternehmer erfolgt.9

Das Personengesellschaftsrecht ist (jedenfalls bis zum Erlass des „Geset­
zes zur Modernisierung des Personengesellschaftsrechts“10) stark durch eine 
Beeinflussung der Praxis geprägt, durch welche die notwendigen Moderni­
sierungen in Ermangelung eines entsprechenden Gesetzes erfolgten. Dies 
führte zu einer nachhaltig wachsenden Unübersichtlichkeit und Rechtsun­
sicherheit, während sich die tatsächliche Rechtslage mehr und mehr vom 
Wortlaut des Gesetzes löste. Dies zeigt sich insbesondere in mit Ausnah­
men durchlöcherten dogmatischen Grundsätzen (wie etwa der umfassen­
den Geltung des Einheitlichkeitsdogmas)11, an welchen weite Teile der Ju­
risprudenz unbeirrt ohne solides Begründungsfundament festhalten.12

Eine Lösung dieses Problems versprach das lang angepriesene MoPeG, 
welches am 01.01.2024 in Kraft trat. Obgleich dieses im Schrifttum über­

5 Wohlgemerkt auch erst seit der BGH-Entscheidung vom 29. Januar 2001 - II ZR 
331/00, BGHZ 146, 341 „Weißes Ross“. Sogar dieser höchstrichterlichen Anerkennung 
verwehrten sich Teile der Literatur, sodass ein abschließender Schlusspunkt erst mit 
Geltung des MoPeG unter diese Frage gesetzt werden konnte. Siehe hierzu ausführ­
lich Kapitel 2 § 1 C.

6 Bzgl. der besonderen Situation, in welcher die beiden letzten zusammenfallenden 
Anteile unterschiedlichen Drittbelastungen ausgesetzt sind, siehe Kapitel 3 § 2 B.

7 Rengers, in: Brandis/Heuermann (Hg.), Ertragsteuerrecht, 174. Ergänzungslieferung, 
2024, § 1 Rn. 10 f.

8 Hierzu eingehend Bode, in: Brandis/Heuermann (Hg.), Ertragsteuerrecht, 173. Ergän­
zungslieferung, 2024, § 15 EStG Rn. 236.

9 Für eine eingehende Darstellung der steuerrechtlichen Implikationen dieser Schrift 
siehe Kapitel 5 § D I.

10 Nachfolgend abgekürzt als „MoPeG“.
11 Siehe hierzu eingehend Kapitel 3.
12 Wie etwa das OLG Düsseldorf mit Beschluss vom 14. 9. 1998 - 3 Wx 2098, NJW-RR 

1999, 619.

Einleitung

18



wiegend wohlwollend begrüßt wird,13 ist jedoch zu konstatieren, dass es 
– anders als es der Gesetzestitel suggeriert – im Wesentlichen zu einer 
Kodifikation des Personengesellschaftsrechts führt und nur wenige Aspek­
te14 tatsächlich neu entwickelt wurden, sodass weiterhin viele Fragen und 
Probleme offenbleiben.15 Das MoPeG ließ damit weitgehend die Möglich­
keit aus, der Personengesellschaft einen weiteren Entwicklungsschritt in 
Richtung Selbständigkeit zu geben, welchen das Recht braucht um in der 
Praxis seine innovative und verdiente Implementierung zu finden.

Aus diesem Grund möchte diese Schrift darüber hinaus gehen und zu 
einem vom MoPeG vernachlässigten Aspekt einen solchen möglichen Ent­
wicklungsschritt beleuchten: Die Möglichkeit einer Einpersonen-Personen­
gesellschaft. Die Diskussion um den Umgang mit solchen Gesellschaften 
ist zwar – wie das eingängliche Zitat zeigt – nicht neu, das MoPeG frischt 
diese allerdings auf. Trotz der Berücksichtigung dieser Thematik (beispiels­
weise wurde der neue § 712a BGB diesbezüglich eingefügt) lässt der Status 
quo nach wie vor zu wünschen übrig. Insbesondere die wachsende Aufwei­
chung des zitierten Grundsatzes durch die Rechtsprechung zur vorgelager­
ten Frage der Vereinigung von Anteilen16 sorgt für eine verschlechterte 
Übersichtlichkeit der Rechtslage und Rechtssicherheit. Und dass, obwohl 
einer der Hauptzwecke des MoPeGs gerade die Kodifikation bereits gelten­
der Regeln war.17

Nach deutschem Recht ist es dogmatisch unmöglich eine Personengesell­
schaft mit nur einer Person zu gründen.18 Es gibt jedoch insbesondere 
Fortsetzungskonstellationen,19 in welchen der Fortbestand der Gesellschaft 
trotz Wegfall der personellen Pluralität eine rechtssichere, praxisnahe und 

13 siehe stellvertretend hierzu etwa: Hermanns, in: DNotZ: Gesetz zur Modernisierung 
des Personengesellschaftsrechts (MoPeG) ‒ Entstehung und Überblick, 2022, 3 ff.

14 Zwar wurden Aspekte wie etwa das neue Gesellschaftsregister eingeführt oder das 
Beschlussmängelrecht tatsächlich materiell modernisiert, dies erstreckt sich jedoch 
leider – obgleich nachvollziehbarerweise – nicht auf alle offenen Aspekte.

15 Freudenberg, in: NZG, Im Jahr des MoPeG, 2024, 1 ff.
16 Siehe hierzu Kapitel 3 § 1, 2.
17 Vgl. Noack, in: Von Maurach in die Welt – Der Gesetzentwurf der Expertenkommis­

sion zur Modernisierung des Personengesellschaftsrechts im Überblick, in: Neue 
Zeitschrift für Gesellschaftsrecht, 2020, 581 ff.

18 Dies ergibt sich aus dem Wortlaut des § 705 BGB.
19 Hiermit sind Fälle gemeint, in welchen Personengesellschaften regulär mit mehreren 

Gesellschaftern bestanden und nachträglich alle bis auf einen Gesellschafter austre­
ten.
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äquivalente Rechtslösung darstellt.20 Dadurch können die Gesellschafter 
selbst, aber auch die Gläubiger der Gesellschaft geschützt, Kosten vermie­
den und missbräuchliche Umgehungskonstellationen – wie das Anwach­
sungsmodell – verhindert werden.21 Um diese Vorteile zu realisieren, muss 
sich die Rechtswissenschaft von ihrer eingefahrenen Dogmatik des Perso­
nengesellschaftsrechts lösen, um sich vermeintlich neuen Rechtsfiguren öff­
nen zu können, welche nachhaltig zu interessengerechten Ergebnissen füh­
ren können. Dabei figuriert die Einpersonen-Personengesellschaft gerade 
nicht als unpassende, utopische Rechtsidee. Es wird sich zeigen, dass sich 
insbesondere die Auffassung des BGH hierzu (richtigerweise) entwickelt 
hat und das Rechtsinstitut als Fortsetzung einer Ausnahme vom Einheit­
lichkeitsdogma für Fortsetzungsfälle bereits de lege lata anerkannt ist.22 

Eine tatsächliche, gesetzliche Anerkennung wäre also kein dogmatisches 
Rechtsexperiment, sondern ein interessengerechter Entwicklungsschritt zu 
einem modernen Personengesellschaftsrecht.

Zur Entwicklung der Rechtsfigur soll zunächst dargestellt werden, wor­
um es sich bei einer (Personen)-Gesellschaft überhaupt handelt und 
wie das deutsche Gesellschaftsrecht diese aktuell kategorisiert.23 Daran an­
schließend wird die gültige Rechtslage unter Berücksichtigung des MoPeG 
dargestellt und auch auf ihre Schwächen überprüft.24 Nach deren Heraus­
arbeitung insbesondere im Bereich der Rechtssicherheit wird speziell die 
Nutzung der aktuellen Rechtslage durch die Praxis zur Umgehung der 
Mechanismen des Umwandlungsgesetzes thematisiert.25 Außerdem werden 
die hinter dem aktuellen Umgang stehenden Beweggründe erläutert sowie 
die de lege lata bestehenden Verbesserungspotentiale freigelegt.

Folgend wird vergleichend eruiert, wie andere Rechtsordnungen Einper­
sonen-Personengesellschaften handhaben und ob es diesen gelingt, die 
betroffenen Interessen in einen besseren Ausgleich zu bringen.26 Nach einer 
detaillierten Untersuchung des Nutzens sowie der Risiken der Erweiterung 
der Zulässigkeit von Einpersonengesellschaften27 folgt die Darstellung und 
Bewertung verschiedener Varianten ihrer Implementierung. In Fortsetzung 

20 Aus diesem Grund handhabt die Rechtsprechung dies bereits de lata teilweise genau 
so, siehe hierzu eingehend Kapitel 3 § 2 B.

21 Eine detaillierte Analyse der potentiellen Vorteile findet sich in Kapitel 5 § 1.
22 Siehe Kapitel 3 § 1, 2.
23 Kapitel 1, 2.
24 Kapitel 3.
25 Dies erfolgt mittels des Anwachsungsmodells. Näheres hierzu in Kapitel 3 § 3.
26 Siehe hierzu Kapitel 4.
27 Diese ist in Kapitel 5 zu finden.
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dessen wird abschließend ein konkreter Gesetzesvorschlag gemacht, wel­
cher geeignet ist, insgesamt interessengerechtere Ergebnisse für die betrof­
fenen Parteien sowie das ganzheitliche Personengesellschaftsrecht zu pro­
duzieren.28

28 Siehe hierzu Kapitel 6 insbesondere § 3.
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Kapitel 1 Auslegung des Begriffs der „Gesellschaft“

Auf den ersten Blick handelt es sich bei einer „Einpersonen-Personengesell­
schaft“ um einen Widerspruch in sich. Aufgrund des weit verbreiteten 
Verständnisses, eine Personengesellschaft habe zwingend aus mehreren 
Personen zu bestehen, entsteht beim erstmaligen Lesen des scheinbaren 
Oxymorons eine kognitive Dissonanz. Um diese zu lösen und sich der 
Rechtsidee öffnen zu können, ist es erforderlich das Verständnis einer 
„Gesellschaft“ detailgenau zu definieren. Geht man einen Schritt zurück, 
begegnet einem der Begriff der Gesellschaft in diversen Kontexten. Die 
politischen und sozialen Dimensionen außen vor lassend soll vorliegend 
der wirtschaftliche und insbesondere der juristische Hintergrund erforscht 
werden, um eine neue Perspektive auf das Rechtsgebiet zu öffnen. Der in 
vielen Gesetzesnormen (z.B. §§ 705 BGB, 105 HGB, 1 GmbHG, 1 AktG) 
auffindbare Begriff ist als Rechtsbegriff mangels Legaldefinition der Ausle­
gung sowohl zugänglich als auch bedürftig. Diese grundlegende juristische 
Methode zur Ermittlung des Inhalts eines Begriffs orientiert sich neben 
dem Wortlaut auch an der historischen Entwicklung, der systematischen 
Einkleidung des Begriffs sowie dem – mit der Verwendung dieses bestimm­
ten Begriffs vom Gesetzgeber verfolgten – Sinn und Zweck.29

§ 1 Wortlaut
Als ersten Schritt einer Begriffsauslegung ist der konkrete Wortlaut in 
den Fokus zu setzen. Auf dieser Ebene lassen sich die vielschichtigen 
Verwendungszwecke des Begriffs naturgemäß nicht vollständig ausklam­
mern. So besteht eine Gesellschaft im soziologischen Sinne – welcher dem 
allgemeinen Sprachgebrauch sicherlich am nächsten kommt – aus einer 
unbestimmten, aber abgrenzbaren Vielzahl von Personen, welche zu einem 
auf Dauer angelegten strukturierten Wirken bei gleichzeitiger Unabhängig­
keit vom Individuum zusammengeschlossen ist.30 Bei wortlautgeprägter 
Betrachtung ist damit eine Abstraktion der Gesellschaft vom Einzelnen 

29 Savigny, in: System des heutigen Römischen Rechts, Bd. 1, 1840 (212 ff.).
30 Recker, in: Reinhold (Hg.), Soziologie-Lexikon, 4. Auflage, 2000 (215).
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das – für hiesige Zwecke – entscheidende Kriterium.31 Die Existenz einer 
Gesellschaft endet nicht durch den Wegfall eines Mitglieds, ebenso wie z.B. 
die Gesamtheit aller Deutschen als Gesellschaft nicht durch den Tod eines 
einzelnen Bürgers beeinflusst ist.

Mithin indiziert der Wortlaut die Notwendigkeit einer größeren Mehr­
heit an Personen, wobei einerseits keine klare Mindestanzahl festgelegt 
werden kann, diese andererseits jedoch weder bei einer noch bei zwei 
Personen erreicht sein wird. Vielmehr stellt eine Gesellschaft im Sinne 
des Wortlauts einen bewusst oder unbewusst geschaffenen, auf Dauer ange­
legten Zusammenschluss einer Vielzahl von Personen zur Verwirklichung 
eines gemeinsamen Ziels dar.32

§ 2 Historie
Hinsichtlich der historischen Dimension des Begriffs der Gesellschaft lässt 
sich der Zuschnitt nun wieder enger auf den juristischen Bereich fokus­
sieren. Hierbei ergibt sich, dass die Bezeichnung „Gesellschaft“ ursprüng­
lich für unterschiedliche Zusammenschlüsse mehrerer Personen verwendet 
wurde. Entsprechend wurde eine Mindestzahl von zwei – hinsichtlich der 
Aktiengesellschaft33 sogar fünf – Gesellschaftern bei Gründung vorausge­
setzt hat (vgl. §§ 705 BGB, 1 GmbHG in der Fassung vom 01. Januar 1892, 
2 AktG in der Fassung vom 01. Januar 196634). Eine eingliedrige Gesell­
schaft – unabhängig von ihrer Art – entspricht damit nicht dem ursprüng­
lichen historischen Verständnis des Begriffs. Dennoch konstatierte der 
Bundesgerichtshof35 bereits 1956 für Fälle außerhalb der Gründung in An­
lehnung an die Rechtsprechung des Reichsgerichts36, dass für die Einper­
sonen-Gesellschaft mit beschränkter Haftung37 ein praktisches Bedürfnis 

31 Dies ergibt sich insbesondere aus dem Kriterium der unbestimmten Vielzahl von 
Personen.

32 Dieses Verständnis ist bereits nahe am gesetzlichen Wortlaut des § 705 I BGB: „Die 
Gesellschaft wird durch den Abschluss des Gesellschaftsvertrags errichtet, in dem 
sich die Gesellschafter verpflichten, die Erreichung eines gemeinsamen Zwecks in der 
durch den Vertrag bestimmten Weise zu fördern.“

33 Im Folgenden abgekürzt als „AG“.
34 Bevor 1937 mit der Neueinführung des Aktiengesetzes auch § 2 eingeführt wurde 

(vgl. RGBl 1937 I S. 107) war die Aktiengesellschaft Teil des Handelsgesetzbuchs. 
Auch dieses legte mit § 182 HGB a.F. die Mindestanzahl der Gründungsmitglieder fest 
(vgl. hierzu RGBl 1897, XXIII S. 241 – 304).

35 Im Folgenden abgekürzt als „BGH“.
36 RG Urt. v. 20.6.1904, SeuffA 60, 410; zuvor RGZ 23, 202; ebenso RGZ 28, 75 (77).
37 Im Folgenden abgekürzt als „GmbH“.
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